
Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Nein, das verstehe ich nicht unter Wettbewerb. Ich habe, glau­
be ich, auch in anderen Beiträgen deutlich gemacht, daß ich et­
was anderes darunter verstehe: gleiche Chancen für alle Be­
triebe.

Dazu gehört natürlich auch, daß eine Entschuldung dort vor­
genommen wird, wo auf Grund der Gesetze, die früher bestan­
den, eben nicht verschuldet durch die Betriebe, Startbedingun­
gen vorhanden sind für volkseigene Betriebe oder spätere Kapi­
talgesellschaften, die von vornherein eine solche Belastung mit 
sich bringen, daß auch gesunde, im Prinzip wettbewerbsfähige 
Betriebe nicht in der Lage sind, wettbewerbsfähig zu sein.

Dabei muß man allerdings verhindern, daß solche Dinge, wie 
Sie charakterisiert haben, mit Vorkommen.

(Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: Gestatten Sie noch zwei wei­
tere Anfragen?)

Ja, bitte.

Dr.Stadermann (PDS):

Herr Professor! Herr Abgeordneter, verstehen Sie wirklich 
unter Volkseigentum nur die produktiven Bereiche, Land- und 
Forstbereich und Wohnung, oder ist das noch mehr? Denn in die­
sem Gesetzentwurf wird von Volkseigentum allgemein geredet.

Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Es geht im Gesetz um das Volksvermögen, und wir gehen da­
von aus, daß - und das muß eben eindeutig hier fixiert werden - 
nicht das gesamte Volksvermögen privatisiert werden darf. Das 
wird im § 1 im Abs. 5 im einzelnen festgelegt. Aber das Gesetz be­
ginnt mit dem Grundsatz: Das Volksvermögen ist zu privatisie­
ren - und eine solche allgemeine Grundthese halte ich für abso­
lut vereinfacht, für einseitig und falsch.

(Beifall aus PDS-Fraktion)

(Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: Ja, bitte.)

Dr. Douffet (CDU/DA):

Herr Abgeordneter! Wissen Sie - Sie sprachen vom Woh­
nungsfonds -, daß der größere Teil ruinös daniederliegt? Wissen 
Sie, daß selbst das neu Gebaute einem ruinösen Dasein entge­
gengeht und daß nur eine rasche Privatisierung helfen kann?

(Zuruf einer Abgeordneten von Bündnis 90/Grüne:
In wessen Händen?)

Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Herr Abgeordneter! Ich weiß ziemlich genau auch über den 
Zustand unseres Wohnungsfonds Bescheid. Das ist gar nicht das 
Problem. Darüber habe ich gar nicht gesprochen. Ich habe ledig­
lich darüber gesprochen, daß die Erlöse aus einer Verwendung 
des Wohnungsfonds, es sei, es gibt unterschiedliche Möglichkei­
ten einschließlich auch des Verkaufs an die Nutzer der Wohnun­
gen, einschließlich auch im bestimmten Bereich einer Privatisie­
rung, aber die Erlöse hieraus nicht für die Sanierung des stets 
wachsenden Lochs des Staatshaushaltes genutzt werden kön­
nen. Das war meine Aussage.

(Vereinzelt Beifall bei PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Ich bitte nun von der Fraktion 
der DSU den Abgeordneten Prof. Dr. Walther das Wort zu nehmen.

Prof. Dr. Walther für die Fraktion der DSU:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich möchte mich 
kurz fassen. Das Vehikel, an dem wir hier zu kämpfen und zu 
knaupeln haben, ist die Verfassung, diese sogenannte Verfas­
sung, die wir von der DSU eigentlich geglaubt hatten, mit der Re­
volution im vorigen Herbst abgeschafft zu haben.

(Gelächter bei der SPD)

Nach unserer Auffassung mag das vorliegende Treuhandge­
setz nicht allen Voraussetzungen genügen, die man an ein per­
fektes Gesetz stellt. Dringender Handlungsbedarf ist angesagt. 
Wir sind der Ansicht, es sollte beizeiten verabschiedet werden, 
und zwar sofort. - Danke schön.

(Beifall bei DSU, CDU/DA)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank. Jetzt bitte ich als letzten Redner von der Fraktion der 
Liberalen den Abgeordneten Dr. Steinecke, das Wort zu nehmen.

Dr. Steinecke für die Fraktion Die Liberalen:

Meine Damen und Herren! Eigentlich sollte man als Aus­
schußvorsitzender ausgleichend sein. Ich will es versuchen, es 
auch weiterhin zu sein, weil ich ja den Ausschuß auch führen 
muß mit fachlichen Argumenten. Gestatten Sie mir, aber hier 
deutlich den Standpunkt der Liberalen zu sagen.

Die Privatisierung und die Reorganisation der Wirtschaft, wie 
es im Titel des Gesetzes steht, sind Mittel zum Zweck, nämlich 
zum Zweck der Herausbildung der Grundlagen einer marktwirt­
schaftlichen Arbeitsfähigkeit unserer Wirtschaft.

(Beifall vor allem bei den Liberalen)

Wir streiten uns deshalb überhaupt nicht um Begriffe des Titels 
dieses Gesetzes. Das Gesetz hat den Zweck, zu privatisieren, und 
es hat den Zweck, zu reorganisieren, weil - und so steht es in der 
Präambel des Gesetzes - damit die in dieser Präambel enthalte­
nen Ziele und Zwecke erreicht werden sollen. Was wir hier ma­
chen, meine Damen und Herren, ist im Grunde genommen eine 
Diskussion, ob Staatseigentum in der gegenwärtigen Art weiter 
bestehen bleiben soll oder nicht.

Ich bin eigentlich im Ausschuß auf wenig Diskrepanzen gesto­
ßen, wenn es um den Anteil des staatlichen Sektors in der Wirt­
schaft gehen soll. Schauen Sie sich doch bitte die Experimente 
an, die teilweise gemacht wurden. Ich denke jetzt gar nicht an die 
sozialistischen Länder. Ich denke z. B. an England, ich denke an 
die sozialistischen Überlegungen, die manchmal in der französi­
schen Wirtschaft angestellt wurden. Nein, meine Damen und 
Herren, es geht hier um eine ganz straffe Reorganisation mit 
schneller Schrittfolge.

Wenn Sie mich fragen, was an diesem Gesetz zu überdenken 
wäre - aber dafür findet keiner eine Lösung -, dann ist das die 
Frage, wie wir verhindern können, daß ein Beamtenstand ent­
steht, der in dem Interesse, den Stuhl weiter zu verwalten, ei­
gentlich gegen die straffe und schnelle Reprivatisierung und 
Privatisierung auftritt. Das, meine Damen und Herren, ist eigen- 
lich das Problem.

(Beifall bei den Liberalen, der DSU und CDU/DA)

Aber dieses Problem lösen Sie nicht, wenn Sie am Gesetzes­
text herumfeilen. Es sei denn, wir würden reinschreiben: Inner­
halb von zwei Jahren ist alles zu reprivatisieren. Na, das wäre ja 
doch wohl Selbstmord, wenn man den Verkäufer ganz öffentlich 
in den Handlungszug bringt, innerhalb einer bestimmten Frist 
in Erfolgszwang zu kommen. Das kann doch wohl wirklich von 
niemandem verlangt werden. Nein, meine Damen und Herren, 
was sich hier abspielt, ist eine Diskussion, die für einen Fach­
mann über große Strecken unverständlich ist.

(Beifall bei den Liberalen, der DSU und CDU/DA)


